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Wissenschafl und Politik

Partnerschaft 
statt Mißachtung oder Überschätzung

Prof. Dr. Erwin K.{Scheuch, Köln *)

Politik und W issensdiaft zeigen heute in  der Bun
desrepublik so viel Interesse füreinander wie nie 

zuvor. Beiden ist dabei n id it red it wohl. Daß W issen
sdiaft und Politik getrennt voneinander existieren, ist 
jedodi für ein Staatswesen wie die Bundesrepublik 
nidit mehr möglidi.
Die Konkurrenz zwisdien den großen und halbgroßen 
Staaten dieser Erde drüdct sidi n id it nur in W ett
rüsten oder w irtsdiaftlidier Konkurrenz aus, sondern 
audi in der Kulturpolitik und als W ettbewerb in der 
Produktion neuen Wissens. In allen  großen und halb
großen Staaten wird audi im inneren W ettbew erb um 
Madit die Hilfe w issensdiaftlidier Institutionen und 
Erkenntnisse gesudit und genutzt. Selbst einfadie Ver
waltung — oder vielleidit gerade diese ■— kann ohne 
Kooperation mit der W issensdiaft nidit mehr erfolg- 
reidi sein. Und n id it zuletzt träg t ein sehr elem entarer 
Sadiverhalt dazu bei, daß W issensdiaft den Politikern 
nidit gleidigültig ist und daß politisdie Entsdieidun
gen für W issensdiaftler zum Problem werden: Die 
Milliardenbeträge, die heute eine auf breiter Front 
betriebene Forsdiung kostet. Allein der Haushalt 1969 
weist für W issensdiaftsförderung 2,1 M illiarden aus. 
Diese Bedeutung der W issensdiaft für die Politik und 
der Politik für die W issensdiaft ist nodi ziemlidi neu. 
So ist es verständlidi, daß angem essene Formen der 
Koexistenz zwisdien Politik und W issensdiaft nodi 
nidit entwidcelt sind.

DIE N UTZUN G W ISSEN SCH A FTLICH ER  ERKEN N TN ISSE

Eine Politik, die sidi konsequent die W issensdiaft un
tertan madit: Dies ist eine der Sdiredsensvisionen in 
Zukunftsromanen. George Orwell besdiwört in seinem 
Roman „1984" eine Zeit, in der ein jeden Lebensbe- 
reidi erfassendes Kommunikationswesen als Instru
ment der Herrsdiaft die Freiheit audi ohne perma
nente Anwendung physisdier Gewalt tötet. Sdion 
vorher batte Aldous Huxley die Schredcen einer Ge
sellsdiaft gezeidinet, in der nad i Enträtselung der 
Geheimnisse der Genetik M ensdien nadi vorbestimm-

überarbe ite te  Fassung eines Kom m entars im  D eutsdilandfunk.

ten Plänen produziert würden. Die Fragestellung die
ser ersdiredcenden Zukunftsvisionen w ar nidit so sehr 
der Fortsdiritt der W issensdiaft — oder genauer ihrer 
praktisdien Anwendungen; dieser Fortsdiritt wurde 
als ziemlidi selbstverständlidi unterstellt und ist es 
wohl audi. Problem und Voraussetzung dieser Visio
nen war die Vorstellung, die praktisdie Nutzung wis- 
sensdiaftlidier Erkenntnisse erfolge allein nadi dem 
W illen einer als homogen verstandenen Gruppe von 
Herrsdienden.

Gelegentlidi sdieint es in diesen Tagen, als ob Teile 
der sdiredcerregenden Zukunft sdion mit uns seien. 
Vor einigen Jahren ersdiien im am erikanisdien W irt- 
sdiaftsmagazin „Fortune" eine Satire, in der empfoh
len wurde, sidi endlidi die Fortsdiritte in der Com- 
puter-Tedinik für Zwedce der politisdien und sozialen 
Kontrolle zunutze zu madien. Jeder Mensdi solle eine 
Nummer erhalten und bei einer jeden Tätigkeit mit 
dieser Nummer registriert werden. Beispiel; eine 
Honorarzahlung an den Arzt Sdimitz wird vom Post- 
sdiedcamt registriert als Zahlung an Nummer 1.000.100; 
heiratet Arzt Sdimitz, so trägt der Pfarrer in den Papie
ren'die H eirat von 1.000.100 ein; w ählt der Arzt Sdimitz, 
so hat nadi Vermerk in der W ahlliste 1.000.100 ge
wählt; und verursadit der Arzt Sdimitz einen Unfall, 
so war es der Unfall von 1.000.100. W ird dazu nodi 
jeder V erhaltensakt mit einer Kennzahl versehen und 
werden diese Daten alle in eine nationale Datenbank 
eingegeben, so wäre für die Regierung eines Landes 
das Leben des Arztes Sdimitz — alias 1.000.100 — 
durdisiditiger als für seine N adibarn in einem kleinen 
DorL

„Eine großartige Idee": das war die vorwiegende Re
aktion der M anager auf diese Satire, die ernst ge
nommen wurde. Diese Idee traf sidi mit dem Versudi 
einiger Abgeordneter, durdi eine nationale Datenbank 
für w irtsdiaftlidie Angaben und Daten der Volkszäh
lung das Gesdiäft des Regierens durchsiditiger zu 
madien. M ehrere Jahre hindurdi hielt ein Aussdiuß 
des am erikanisdien Kongresses Hearings ab, in denen 
die tedinisdien Probleme einer soldien nationalen
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Datenbank dargelegt wurden. Die am erikanisdien 
Steuerbehörden verw irkliditen audi bereits einen Teil 
dieser Idee: Bei jed er Zahlung aus öffentlidien Mit
teln  wird der Empfänger mit seiner Nummer in der 
staatlidien Sozial versidierung registriert. Präsident 
Johnson setzte sidi sdiließlidi dafür ein, daß diese 
versdiiedenen Ideen und V ersudie zu einer nationalen 
Datenbank vereinigt würden. Ein soldies M aditinstru- 
ment verw eigerte der am erikanisdie Kongreß seinem 
Präsidenten.

DIE G EPLA N TE BU N D ESD ATEN BA N K

Kurt Georg Kiesinger und sein Planungsstab wollen 
jetzt in der Bundesrepublik den Gedanken einer um
fassenden Datenbank für das Gesdiäft des Regierens 
verwirklidien. Dabei ist nidit gedadit an die Regi
strierung jedes einzelnen Bürgers und seiner Hand
lungen. Sonst aber soll diese Bundesdatenbank sogar 
das übertreffen, was in Amerika zur Diskussion stand. 
In diese Bundesdatenbank sollen alle Daten der Volks
zählung eingehen, Umfrageergebnisse, Daten über die 
Benutzung kultureller Einriditungen, Zahlen über Ver
änderungen in der W irtsdiaft, Beridite der Geheim
dienste, die zwisdien Staaten ausgetausditen Doku
mente, Geriditsentsdieide, Patente, w issensdiaftlidie 
Aufsätze, Beriditerstattung in der Presse.

W enn diese Datenbank so funktionieren würde, wie 
sidi das die Planer vorstellen, so wird dann durdi 
Knopfdrude aus dem Computer abrufbar: W eldier 
Politiker w urde in der letzten W odie am ungünstigsten 
von der Presse beurteilt; wie hat sidi in den letzten 
12 M onaten die N adiriditenpolitik der Nürnberger 
N adiriditen verändert; w ie hodi sind die Strafen ge
gen Demonstranten in einzelnen Geridits-Bezirken; 
benutzt die Sowjetunion in ihren letzten Noten andere 
Argumente gegen die Bundesrepublik als 1956; bei 
w eldier Gruppe in der Bevölkerung verliert die Re
gierung gegenwärtig am  meisten an Sympathie; steigt 
die Zahl der Disziplinarprobleme in der Bundeswehr 
an und von seiten w eldier Gruppen; oder verändert 
sidi die Besdiäftigtenstruktur der Kleinbetriebe in  der 
Textilindustrie.

Mit diesen hier erw ähnten Aufgaben einer Datenbank, 
die audi in den USA sdion diskutiert wurden, will 
man sidi aber in der Bundesrepublik nidit begnügen. 
Die deutsdie Datenbank soll audi einen Teil der Denk
aufgaben im Entsdieidungsprozeß übernehmen. Etwa: 
w eldie Folge hätte eine Sperre von Handelskrediten 
oder deren Erweiterung für einen Staat der dritten 
W elt; oder w eldie Veränderung in der Kampfkraft 
hätte die Besdiaffung eines neuen W affensystems für 
die Bundeswehr und wie würde die UdSSR darauf 
reagieren können; oder wie würde sidi eine V erlage
rung der W issensdiaftsförderung auf die Patent- und 
Lizenzbilanz der Bundesrepublik auswirken.

Idi will hier nidit auf die politisdien und moralisdien 
Folgen einer Bundesdatenbank eingehen. Eine poli

tisdie oder m oralisdie Beurteilung der Super-Daten
bank dürfte ein unnützer Aufwand an Gesinnung sein. 
Zwar ersdieint diese Super-Datenbank gegenwärtig 
als Plan eindrudcsvoll, aber sie ist von der Verwirk- 
lidiung ein sehr gutes Stüde entfernt. Dafür sorgt 
sdion ein heftiger Kompetenzstreit zwisdien versdiie
denen Dienststellen in der Bundesregierung: Offen- 
siditlich würde der, der über dieses Instrum ent ver
fügen kann, einen erheblichen M aditzuwadis im V er
gleich zu seinen Kabinettskollegen erhalten. Und auch 
dem Bundestag könnte nicht gleichgültig sein, wer auf 
die Knöpfe des Computers drücken darf. Dieser Plan 
einer Bundesdatenbank soll hier nur als ein besonders 
extrem er Beleg für das Verhältnis zwisdien führenden 
Politikern und W issenschaft dienen.

A U SSA G EN  MIT E IN SC H RÄ N KU N G EN

Eines zeigen die „gewaltigen" Pläne für eine Bundes
datenbank; W issensdiaft als Tedinik wird hierzulande 
hodi gesdiätzt. Mögen in vielen Behörden deren 
leitende Beamte auch noch zögern, sidi der neuesten 
Entwicklungen im Informationswesen, in der Daten
speicherung oder in der N etzwerktedinik zu bedienen, 
Politiker sind hier unvoreingenommener. Zugleich 
zeigt die G esdiidite der Vorbereitung einer Bundes
datenbank ein bem erkenswert gestörtes Verhältnis 
zur Wissenschaft.

Daß W issensdiaft Machtzuwadis bedeuten kann, wird 
verstanden; daß W issensdiaft aber ohne ein Mindest
maß an Öffentlichkeit zumindest innerhalb der W is
senschaft selbst degeneriert — nicht nur moralisch, 
sondern audi tedin isdi —, das w ird n id it gesehen. 
W issensdiaftlidie und tedinisdie Aussagen sind not
wendig Aussagen mit Einsdiränkungen; und notwen
dig ist mit ihnen der Hinweis verbunden, daß das, was 
außerhalb der W issensdiaft interessiert, von dieser zu 
einem jeden Zeitpunkt nur unvollkommen verwirk
licht werden kann. Für alle diejenigen, die mit wissen- 
sdiaftlidiem  Denken vertraut sind, wird verdäditig 
sein, wenn ein W issensdiaftler ihnen ohne Einsdirän
kung die Lösung einer neuen Aufgabe verspridit. Das 
können nur W undertäter vom Typ Cagliostros. Und 
dieser Modeglaube an die W undertätigkeit eines ein
zelnen M ensdien oder einer Gruppe sdieint gerade 
bei denen verbreitet, die vertraulidie Informationen 
oder geheimdienstlidie Erkenntnis und neue Ergeb
nisse der W issenschaft ihrem Charakter nadi nidit 
auseinanderhalten können.

Durch Speicherung w issensdiaftlidier Aufsätze soll in 
Zukunft im Prinzip abrufbar sein, wie etwa eine Pro
pagandakampagne anzulegen ist oder wie die Steuer
moral gesteigert werden kann. So etwas hoffen, heißt 
mißverstehen, wie w issensdiaftlidie Aussagen über
setzt werden müssen in Ratsdiläge an politisdi Ent
scheidende. Eine jede w issensdiaftlidie Arbeit behan
delt nidit ihren Gegenstand in seiner ganzen Kom
plexität, sondern unter vereinfaditen Bedingungen;
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Anwendung heißt aber, genau diese Vereinfachung 
nicht hinnehmen zu können. Anwendung heißt auch, 
die Risiken eines Fehlschlags angesichts des zu erw ar
tenden Nutzens zu berücksichtigen, heißt Zielkonflikte 
und begrenzte M ittel in das Kalkül der Entscheidung 
mit einzubeziehen, und heißt schließlich W ertentschei- 
dungen treffen. Die Vorstellung etwa, man könne aus 
den in einer Datenbank gespeicherten Aufsätzen zur 
Familiensoziologie die Informationen für eine Ent
scheidung abrufen, wie durch einige Maßnahmen die 
Jugendkriminalität zu verm indern ist, ist schiere Phan
tasterei — oder genauer: spätmittelalterlicher Alchi
mistenglauben in der Sprache moderner Technologie.

Der amerikanischen Diskussion um eine nationale 
Datenbank, die dann schließlich doch nicht verwirk- 
hcht wurde, ging eine vieljährige öffentliche Diskus
sion voraus. Die Pläne für eine deutsche Bundesdaten
bank werden von einigen Referenten mit einigen 
Privatberatern entwickelt. Datenbank bedeutet H err
schaftswissen erlangen, und Herrscäiaftswissen — so 
glaubt man — verträgt sich nicht mit allgemeiner Dis
kussion. Das Resultat ist ein für die Öffentlichkeit 
bedrohlich und für Fachleute komisch anm utender Plan 
— komisch zumindest in der Version „Luxusausgabe 
Datenbank Kiesinger".

ZUSAM M ENARBEIT V O N  PO LIT IK  UND W ISSEN SCH A FT

Ministerien und Politiker legen in der Bundesrepublik 
wie in anderen modernen Staaten W ert darauf, in 
Kontakt mit führenden W issenschaftlern zu stehen. Im 
letzten Bundestagswahlkampf konkurrierten SPD und 
CDU unter anderem mit der Angabe, wie viele W is
senschaftler ihnen zur Verfügung stünden. Kaum hatte 
die SPD einen fiktiven Beraterkreis der Öffentlichkeit 
vorgestellt (die meisten Berater erfuhren erst aus der 
Presse von ihrer zweifelhaften Ehre), da gab die Bun
desregierung die Zahl ihrer wissenschaftlichen Be
rater an: genau 471.

Die wichtigste Form der Zusammenarbeit zwischen 
politischen Entscheidungsinstanzen und W issenschaft 
sind die Beiräte. Seit Gründung der Bundesrepublik 
gab es nach der Zählung von Dreitzel davon etwa 
90 Stück. Einige davon, w ie die wissenschaftlichen 
Beiräte beim Wirtschafts-, Verkehrs-, Ernährungs-, 
Finanz- und W ohnungsbauministerium existieren heute 
noch; einige wurden aufgelöst, und viele dieser Gre
mien wissen nicht genau, ob sie sich als existent be
trachten sollen.

Sicherlich ist die Bedeutung dieser Beiräte sehr unter
schiedlich. Der „Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung", der „wissen
schaftliche Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium" 
oder der „Wissenschaftsrat" sind Gremien eines sol
chen Gewichts, daß ihre Aussagen weitgehend einen 
Entscheidungsprozeß bestimmen. Auch das ist eine im- 
angemessene Funktion der Wissenschaft, die politische

Entscheidungen nicht ersetzen darf. Andererseits ist 
es viel häufiger, daß Beiräte oder sonstige Formen der 
Heranziehung von Professoren dazu dienen, eine be
reits getroffene Entscheidung gegenüber der Öffent
lichkeit zu legitimieren. Beide haben Nutzen davon: 
die W issenschaftler erhalten durch Mitgliedschaft in 
Beiräten so etwas w ie das Ansehen eines „Wirklichen 
und Geheimen Hofrates", und die M inisterien und 
Politiker können das Prestige der Wissenschaftler be
nutzen. Einer der einflußreichsten politischen W issen
schaftler, der Deutschamerikaner Henry Kissinger von 
Harvard, hat eben darauf verw iesen und berät doch 
weiter. Denn durch Teilnahme an dieser Beratungs
tätigkeit wird auch für W issenschaftler selbst etwas 
Wichtiges erreidit; sie lernen ein Stück W irklichkeit 
kennen, das ihnen sonst verborgen bleiben muß, und 
sie werden mit Fragestellungen konfrontiert, die sich 
nicht von selbst aus ihrer Arbeit ergeben. W ieviel 
Reibungen sich audi immer zwischen Politikern, Be
am ten und Wissenschaftlern in dieser Form der Be
ratung ergaben: allmählich entwickelt sich hier ein 
Stil der Zusammenarbeit, der sachlich vertretbar ist.

M it Telefonbau und Normalzeit telefonieren. . .

. , .  wenn es sich um Fernsprecli- öder andere Fernmeide- 
probieme tiandelt!
Wir liefern: Fernsprech-Anlagen, Elektrische Uhrenanlagen, 
Uhrensäulen, Feuermelde-Anlagen, Überfall- und Einbruch- 
Meldeanlagen,Wächterl(ontrollanlagen,Zeiterfassungs-Anla- 
gen, Fernwirk- und Datenübertragungsanlagen, Lichtsignal- 
Aniagen, Postalia -  Frankiermaschinen.

TELEFONBAU UND NORMALZEIT 6 Frankfurt 1 
Mainzer Landstraße 134-146 Postfach 2369 Telefon 2661
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Bei den Plänen zur Bundesdatenbank wurden Fadi- 
w issensdiaftler nicht gehört. H ier verließen sich ins
besondere die starken  Figuren im und um das Kabinett 
Kiesinger auf Berater, die von ihnen abhängig sind 
und von denen kein politisdier Ä rger zu erw arten ist. 
Diese Berater verstehen von. den inhaltlidien Fragen 
einer Realwissenschaft so wenig, daß der tedinolo- 
gisdien Phantasie durdi Kenntnisse dieser A rt keine 
Grenzen gesetzt sind. Insbesondere Bimdeskanzler 
Kiesinger, der ein eher poetisdies Verhältnis zur W is
sensdiaft besitzen dürfte, schätzte den Höhenflug der 
Gedanken von Mensdien, die gern tedinische Phanta
sien zu Papier bringen und sidi nidit mit konkret vor
stellbaren Teillösungen begnügen wollen. Hier wird 
W issensdiaft und Technik in der Erscheinungsform als 
Fetisdi zum Diener der politischen Macht — und nicht 
Partner der Politik.

Audi Bundeskanzler Erhard w ar ein Politiker, der ein 
poetisdies Verhältnis zur W issenschaft hatte. Als 
Erhard seine „formierte Gesellschaft" ersdiaute, in der 
alle Gegensätze der Interessen sidi zu einem vom 
Kanzler zu verstehenden Gemeinwohl hin auflösen 
sollten, da beriet audi er sich nicht mit W issenschaft
lern, sondern mit Journalisten, die ein Verständnis für 
höhere, zumindest aber größere Dinge hatten. Ent
sprediend kühn wie die Bundesdatenbank des Kanz
lers Kiesinger geriet dann audi das impressionistische 
Kolossalgemälde der formierten Gesellschaft als Ge
meinschaft aller guten Mensdien.

Hofberater werden kaum in einer Aldiim istenküdie 
Kohlenstoff in Diamanten oder w issensdiaftlidie Auf
sätze in Verfügungswissen für Volks'aufkläning ver
wandeln können. Audi das berühmt-berüchtigte Pro
jek t „Camelot", bei dem amerikanische Sozialwissen
schaftler ein W arnsystem für bevorstehende Aufstände 
in Südamerika entw idieln sollten, auf daß dann die 
US-Marineinfanterie in Zukunft sdion vor dem Aus- 
b rad i des Aufstandes ein Land besudien konnte, ver
kannte in grotesker W eise den Charakter wissen- 
sdiaftlicher Aussagen.

Mit diesem Hinweis sollen die politisdien Konsequen
zen soldier A rt von Aldiimie unter der Bezeidinung 
W issensdiaft n id it verharm lost werden. Für die Be
wohner von Venezuela oder Chile w äre es schließlidi 
gleidigültig, ob sie einen plötzlichen Besuch am erika
nischer M arineinfanterie einem hochstaplerisdien Miß
brauch von Sozialwissenschaft zu verdanken hätten 
oder einem w irklidi kom petenten Frühwarnsystem. 
Für das Auslösen von Handlungen ist es sdiließlich 
gleidigültig, ob die Ergebnisse einer Simulation in te r
nationaler Spannungen mit Hilfe einer Bundesdaten
bank sich auf W irklidikeit beziehen oder auf Phan
tasie.

KO EX ISTEN Z U N G LE IC H A RT IG ER  TÄ T IG K E ITEN

Wissenschaft wird gegenwärtig sowohl m ißaditet wie 
audi übersdiätzt. Es wird verkannt, daß W issenschaft 
ein arbeitsteiliges Unternehmen ist, das nur Teil Wahr
heiten produziert. Jem and anderes als ein einzelner 
W issenschaftler muß diese Teil Wahrheiten zusammen
setzen und auf eine Entscheidungssituation beziehen. 
Mit Wissenschaft w ird politische Entsdieidung keines
wegs automatisch ablesbar, sondern komplizierter, da 
mehr V ariablen in ein jedes Kalkül eingehen. Miß
achtet und in ihrer Q ualität verm indert w ird W issen
schaft, wenn sie nicht als eigener Bereich mensdi- 
lidien Handelns, als eine eigenwertige und eigenge
setzliche Form der zunehmenden Verfügbarkeit des 
Menschen über sich und die N atur verstanden, son
dern vornehmlich als nützliches Herrschaftswissen ge
fördert wird.

Gegenwärtig gibt es nodi zuviel Gebrauch von W is
senschaft als Fetisch in der Politik und nodi zu wenig 
Respekt vor W issenschaft in der W issensdiaftspolitik. 
Das rechte Verhältnis scheint mir weder Partnerschaft 
noch Unterordnung, sondern Koexistenz zweier grund
sätzlich ungleichartiger m ensdilidier Tätigkeiten, die 
langfristig einander fördern, sidi kurzfristig aber not
wendig aneinander stoßen müssen.

Immer haben wir es als unsere vornehmste 

Aufgabe betraditet, iti allen Zeiten, ob 

guten oder sdilediten, unserer Kundsdiaft 

l u  dienen. Das Vertrauen, das uns aui 

allen Kreisen entgegengebradit wird, ver- 

pfliditet uns, stets von neuem unsere 

besten Kräfte für die heimisdie Wirt

sdiaft einzusetzen.

I Í
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